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(Mitteilungen)

KOMMISSION

Euro-Wechselkurs (1)

16. Mai 2002

(2002/C 116/01)

1 Euro = 7,4364 Dänische Kronen

= 9,2315 Schwedische Kronen

= 0,6253 Pfund Sterling

= 0,9124 US-Dollar

= 1,4184 Kanadische Dollar

= 116,3 Yen

= 1,4559 Schweizer Franken

= 7,541 Norwegische Kronen

= 83,41 Isländische Kronen (2)

= 1,661 Australische Dollar

= 1,982 Neuseeland-Dollar

= 9,2381 Rand (2)
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Bekanntmachung über die Einleitung eines Antidumpingverfahrens betreffend die Einfuhren be-
spielbarer Compactdiscs (CD-R) mit Ursprung in Indien

(2002/C 116/02)

Der Kommission liegt ein Antrag gemäß Artikel 5 der Verord-
nung (EG) Nr. 384/96 des Rates (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2238/2000 des Rates (2) (im Folgenden
„Grundverordnung“ genannt), vor, dem zufolge die Einfuhren
von CD-R mit Ursprung in Indien (nachstehend „betroffenes
Land“ genannt) gedumpt sind und dadurch eine bedeutende
Schädigung des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft verursa-
chen.

1. Antrag

Der Antrag wurde am 2. April 2002 vom Ausschuss der CD-
R-Hersteller (CECMA, nachstehend „Antragsteller“ genannt) im
Namen von Herstellern gestellt, auf die mit mehr als 25 % ein
erheblicher Teil der gesamten Gemeinschaftsproduktion von
CD-R entfällt.

2. Ware

Bei der angeblich gedumpten Ware handelt es sich um bespiel-
bare Compactdiscs (CD-R) mit Ursprung in Indien (nachstehend
„betroffene Ware“ genannt). CD-R sind so genannte WORM-
Disks (WORM = write once read many) zur optischen Speiche-
rung von Daten oder Musik, die derzeit dem KN-Code ex
8523 90 00 zugewiesen werden. Dieser KN-Code wird nur in-
formationshalber angegeben.

3. Dumpingbehauptung

Die Dumpingbehauptung im Falle Indiens stützt sich auf einen
Vergleich des anhand der Inlandspreise ermittelten Normalwer-
tes mit den Preisen der betroffenen Ware bei Ausfuhr in die
Gemeinschaft.

Aus diesem Vergleich ergibt sich eine erhebliche Dumping-
spanne.

4. Schadensbehauptung

Der Antragsteller hat Beweise dafür vorgelegt, dass die Einfuh-
ren der betroffenen Ware aus Indien in absoluten Zahlen und
gemessen am Marktanteil insgesamt gestiegen sind.

Die Einfuhrmengen und -preise der betroffenen Ware hätten
sich unter anderem negativ auf den Marktanteil, die Verkaufs-
mengen und das Preisniveau des Wirtschaftszweigs der Ge-
meinschaft ausgewirkt und dadurch die Gesamtleistung und
die finanzielle Lage dieses Wirtschaftszweigs sehr nachteilig
beeinflusst.

5. Verfahren

Die Kommission kam nach Konsultationen im Beratenden Aus-
schuss zu dem Schluss, dass der Antrag vom Wirtschaftszweig
der Gemeinschaft bzw. in dessen Namen gestellt wurde und
dass genügend Beweise vorliegen, um die Einleitung eines Ver-

fahrens zu rechtfertigen, und leitet hiermit eine Untersuchung
gemäß Artikel 5 der Grundverordnung ein.

5.1 Verfahren zur Ermittlung von Dumping und Schädigung

Bei der Untersuchung wird geprüft, ob die betroffene Ware mit
Ursprung in Indien gedumpt ist und ob durch dieses Dumping
eine Schädigung verursacht wird.

a) Stichprobenverfahren

Da dieses Verfahren offensichtlich eine Vielzahl von Parteien
betrifft, wird die Kommission möglicherweise beschließen,
gemäß Artikel 17 der Grundverordnung eine Stichprobe
auszuwählen.

i) Auswahl einer Stichprobe unter den Einführern

Damit die Kommission über die Notwendigkeit eines
Stichprobenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls
eine Stichprobe bilden kann, werden alle unabhängigen
Einführer bzw. die in ihrem Namen handelnden Vertreter
aufgefordert, binnen der unter Nummer 6 Buchstabe b)
Ziffer i) gesetzten Frist mit der Kommission Kontakt auf-
zunehmen und folgende Angaben zu ihren Unternehmen
in einer vertraulichen und einer nicht vertraulichen Fas-
sung zu übermitteln:

— Name, Postanschrift, E-Mail-Adresse, Telefon-, Fax-
und/oder Telexnummer, Kontaktperson;

— Gesamtumsatz des Unternehmens (in EUR) in der
Zeit vom 1. April 2001 bis zum 31. März 2002;

— Gesamtzahl der Beschäftigten;

— genaue Tätigkeiten des Unternehmens in Bezug auf
die betroffene Ware;

— Volumen (in Stück) und Wert (in EUR) der Einfuhren
der betroffenen Ware mit Ursprung in Indien in die
Gemeinschaft vom 1. April 2001 bis zum 31. März
2002 sowie der entsprechenden Weiterverkäufe auf
dem Gemeinschaftsmarkt in diesem Zeitraum;

— Name und genaue Tätigkeiten aller verbundenen Un-
ternehmen (3), die an Herstellung und/oder Verkauf
der betroffenen Ware beteiligt sind;

— sonstige sachdienliche Angaben, die der Kommission
bei der Auswahl der Stichprobe nützlich sein könn-
ten;
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— Erklärung, ob das/die Unternehmen bereit ist/sind, in
die Stichprobe einbezogen zu werden und dann ei-
nen Fragebogen zu beantworten und einem Kontroll-
besuch in seinen/ihren Betrieben zuzustimmen.

Ferner wird die Kommission Kontakt mit den ihr be-
kannten Verbänden von Einführern aufnehmen, um die
Informationen einzuholen, die sie für die Auswahl der
Stichprobe unter den Einführern als notwendig erachtet.

ii) Endgültige Auswahl der Stichprobe

Alle sachdienlichen Angaben zur Auswahl der Stich-
probe sind von den interessierten Parteien innerhalb
der unter Nummer 6 Buchstabe b) Ziffer i) gesetzten
Frist zu übermitteln.

Die Kommission beabsichtigt, die endgültige Auswahl
der Stichprobe zu treffen, nachdem sie diejenigen betrof-
fenen Parteien konsultiert hat, die sich bereit erklärt ha-
ben, in die Stichprobe einbezogen zu werden.

Die in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen müs-
sen innerhalb der unter Nummer 6 Buchstabe b) Ziffer ii)
gesetzten Frist einen Fragebogen beantworten und an der
Untersuchung mitarbeiten.

Bei unzureichender Mitarbeit trifft die Kommission ihre
Feststellungen gemäß Artikel 17 Absatz 4 und Artikel 18
der Grundverordnung auf der Grundlage der verfügbaren
Informationen.

b) Fragebogen

Die Kommission wird dem Wirtschaftszweig der Gemein-
schaft und den Herstellerverbänden in der Gemeinschaft,
den Ausführern/Herstellern in Indien, den Verbänden von
Ausführern/Herstellern, den in die Stichprobe einbezogenen
Einführern und den im Antrag genannten Verbänden von
Einführern sowie den Behörden des betroffenen Ausfuhrlan-
des Fragebogen zusenden, um die für ihre Untersuchung als
notwendig erachteten Informationen einzuholen.

In jedem Fall werden alle interessierten Parteien aufgefor-
dert, umgehend, spätestens jedoch innerhalb der unter
Nummer 6 Buchstabe a) Ziffer i) gesetzten Frist, bei der
Kommission per Fax nachzufragen, ob sie im Antrag ge-
nannt sind, und gegebenenfalls einen Fragebogen anzufor-
dern, da auch für sie die unter Nummer 6 Buchstabe a)
Ziffer ii) gesetzte Frist gilt.

c) Einholung von Informationen und Anhörungen

Alle interessierten Parteien werden aufgefordert, unter Vor-
lage sachdienlicher Beweise ihren Standpunkt darzulegen
und gegebenenfalls auch andere Informationen als die Ant-
worten auf den Fragebogen zu übermitteln. Diese Angaben

müssen zusammen mit den entsprechenden Nachweisen
innerhalb der unter Nummer 6 Buchstabe a) Ziffer ii) ge-
setzten Frist bei der Kommission eingehen.

Darüber hinaus kann die Kommission die interessierten Par-
teien anhören, sofern sie dies beantragen und nachweisen,
dass besondere Gründe für ihre Anhörung sprechen. Ent-
sprechende Anträge sind innerhalb der unter Nummer 6
Buchstabe a) Ziffer iii) gesetzten Frist zu stellen.

5.2 Verfahren zur Prüfung des Interesses der Gemeinschaft

In dem Fall, in dem sich die Behauptungen zum Dumping und
der dadurch verursachten Schädigung als zutreffend erweisen
sollten, ist gemäß Artikel 21 der Grundverordnung zu prüfen,
ob die Einführung von Antidumpingmaßnahmen dem Interesse
der Gemeinschaft nicht zuwiderläuft. Zu diesem Zweck können
sich der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft, die Einführer und
ihre repräsentativen Verbände, repräsentative Verwender und
repräsentative Verbraucherorganisationen, die nachweisen kön-
nen, dass ein objektiver Zusammenhang zwischen ihrer Tätig-
keit und der betroffenen Ware besteht, innerhalb der unter
Nummer 6 Buchstabe a) Ziffer ii) gesetzten allgemeinen Frist
melden und der Kommission Informationen übermitteln. Die
Parteien, die entsprechend dem vorstehenden Satz vorgehen,
können innerhalb der unter Nummer 6 Buchstabe a) Ziffer
iii) gesetzten Frist eine Anhörung beantragen, wobei sie die
besonderen Gründe für diese Anhörung darlegen müssen. Ge-
mäß Artikel 21 der Grundverordnung übermittelte Informatio-
nen werden nur berücksichtigt, wenn sie zum Zeitpunkt ihrer
Übermittlung durch Beweise belegt sind.

6. Fristen

a) Allgemeine Fristen

i) Anforderung eines Fragebogens durch die Parteien

Alle interessierten Parteien sollten umgehend, spätestens
jedoch binnen 15 Tagen nach Veröffentlichung dieser
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften, einen Fragebogen anfordern.

ii) Kontaktaufnahme und Übermittlung der Antworten auf
die Fragebogen und sonstiger Informationen durch die
Parteien

Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen die interes-
sierten Parteien binnen 40 Tagen nach Veröffentlichung
dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften mit der Kommission Kontakt aufnehmen,
ihren Standpunkt darlegen und ihre Antworten auf den
Fragebogen sowie sonstige Informationen übermitteln,
wenn diese Angaben bei der Untersuchung berücksich-
tigt werden sollen. Es wird darauf hingewiesen, dass die
Wahrnehmung der meisten in der Grundverordnung
verankerten Verfahrensrechte voraussetzt, dass sich die
betreffende Partei innerhalb der vorgenannten Frist mel-
det.

In eine Stichprobe einbezogene Unternehmen müssen
ihre Antworten auf den Fragebogen innerhalb der unter
Nummer 6 Buchstabe b) Ziffer ii) gesetzten Frist über-
mitteln.
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iii) Anhörungen

Innerhalb der vorgenannten Frist von 40 Tagen können
die interessierten Parteien auch einen Antrag auf Anhö-
rung durch die Kommission stellen.

b) Besondere Frist für die Stichprobenauswahl

i) Alle für die Auswahl der Stichprobe relevanten Angaben
müssen binnen 15 Tagen nach Veröffentlichung dieser
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften bei der Kommission eingehen, da die Kommis-
sion beabsichtigt, die betroffenen Parteien, die sich bereit
erklärt haben, in die Stichprobe einbezogen zu werden,
binnen 21 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekannt-
machung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften zur
endgültigen Auswahl der Stichprobe zu konsultieren.

ii) Die Antworten der in die Stichprobe einbezogenen Par-
teien auf den Fragebogen müssen binnen 37 Tagen,
nachdem diese Parteien über ihre Einbeziehung in Kennt-
nis gesetzt wurden, bei der Kommission eingehen.

7. Schriftliche Stellungnahmen, Antworten auf die Fra-
gebogen und Schriftwechsel

Alle Stellungnahmen und Anträge der interessierten Parteien
sind schriftlich (nicht in elektronischer Form, sofern nichts
anderes bestimmt ist) unter Angabe des Namens, der Post-
anschrift, der E-Mail-Adresse sowie der Telefon-, der Fax- und/
oder der Telexnummer der interessierten Partei einzureichen.

Anschrift der Kommission:

Europäische Kommission
Büro: TERV — 0/13
B-1049 Brüssel
Fax (32-2) 295 65 05
Telex: COMEU B 21877.

8. Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit

Verweigert eine interessierte Partei den Zugang zu den erfor-
derlichen Informationen oder erteilt sie sie nicht innerhalb der
gesetzten Fristen oder behindert sie erheblich die Unter-
suchung, so können gemäß Artikel 18 der Grundverordnung
vorläufige oder endgültige positive oder negative Feststellungen
auf der Grundlage der verfügbaren Fakten getroffen werden.

Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre oder
irreführende Informationen vorgelegt hat, so werden diese In-
formationen nicht berücksichtigt und die verfügbaren Informa-
tionen können zugrunde gelegt werden.

9. Zeitplan für die Untersuchung

Gemäß Artikel 6 Absatz 9 der Grundverordnung ist die Unter-
suchung binnen 15 Monaten nach der Veröffentlichung dieser
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
abzuschließen. Gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Grundverord-
nung sind etwaige vorläufige Maßnahmen binnen neun Mona-
ten nach der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften einzuführen.

Bekanntmachung über die Einleitung eines Antisubventionsverfahrens betreffend die Einfuhren
bespielbarer Compactdiscs (CD-R) mit Ursprung in Indien

(2002/C 116/03)

Der Kommission liegt ein Antrag gemäß Artikel 10 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2026/97 des Rates (1) (nachstehend „Grund-
verordnung“ genannt) vor, dem zufolge die Einfuhren von
CD-R mit Ursprung in Indien (nachstehend auch „betroffenes
Land“ genannt) subventioniert sind und dadurch eine bedeu-
tende Schädigung des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft ver-
ursachen.

1. Antrag
Der Antrag wurde am 2. April 2002 vom Ausschuss der CD-
R-Hersteller (CECMA, nachstehend „Antragsteller“ genannt) im
Namen von Herstellern gestellt, auf die mit mehr als 25 % ein
erheblicher Teil der gesamten Gemeinschaftsproduktion von
CD-R entfällt.

2. Ware
Bei der angeblich subventionierten Ware handelt es sich um
bespielbare Compactdiscs (CD-R) mit Ursprung in Indien (nach-
stehend „betroffene Ware“ genannt). CD-R sind so genannte
WORM-Discs (WORM = write once read many) zur optischen
Speicherung von Daten oder Musik, die derzeit dem KN-Code
ex 8523 90 00 zugewiesen werden. Dieser KN-Code wird nur
informationshalber angegeben.

3. Subventionsbehauptung

Es wird behauptet, die Hersteller der betroffenen Ware aus
Indien hätten von der indischen Regierung eine Reihe von
Subventionen erhalten. Bei den betreffenden Regelungen han-
delt es sich um die „Duty Entitlement Passbook“-Regelung, Sub-
ventionen für Unternehmen in freien Exportzonen/EDV-Hard-
ware-Technologieparks/Software-Technologieparks und für ex-
portorientierte Betriebe, eine Einkommen-/Körperschaftsteuer-
befreiung, die „Export Promotion Capital Goods“-Regelung
und die „Advance License“-Regelung.

Es wird geltend gemacht, dass es sich bei den vorgenannten
Regelungen um Subventionen handele, da die indische Regie-
rung eine finanzielle Beihilfe leiste und den Empfängern, d. h.
den Ausführern/Herstellern von CD-R, dadurch ein Vorteil ge-
währt werde. Sie seien von der Ausfuhrleistung abhängig und
folglich spezifisch und anfechtbar bzw. in anderer Hinsicht
spezifisch und anfechtbar.

4. Schadensbehauptung

Der Antragsteller hat Beweise dafür vorgelegt, dass die Einfuh-
ren der betroffenen Ware aus Indien in absoluten Zahlen und
gemessen am Marktanteil insgesamt gestiegen sind.
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Die Einfuhrmengen und -preise der betroffenen Ware hätten
sich unter anderem negativ auf die Verkaufsmengen und das
Preisniveau des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft ausgewirkt
und dadurch die Gesamtleistung und die finanzielle Lage dieses
Wirtschaftszweigs sehr nachteilig beeinflusst.

5. Verfahren

Die Kommission kam nach Konsultationen im Beratenden Aus-
schuss zu dem Schluss, dass der Antrag vom Wirtschaftszweig
der Gemeinschaft bzw. in dessen Namen gestellt wurde und
dass genügend Beweise vorliegen, um die Einleitung eines Ver-
fahrens zu rechtfertigen, und leitet hiermit eine Untersuchung
gemäß Artikel 10 der Grundverordnung ein.

5.1 Verfahren für die Subventions- und die Schadensermitt-
lung

Bei der Untersuchung wird geprüft, ob die unter Nummer 2
beschriebene Ware mit Ursprung in Indien subventioniert ist
und ob durch diese Subventionierung eine Schädigung ver-
ursacht wird.

a) Stichprobenverfahren

Da dieses Verfahren offensichtlich eine Vielzahl von Parteien
betrifft, wird die Kommission möglicherweise beschließen,
gemäß Artikel 27 der Grundverordnung eine Stichprobe
auszuwählen.

i) Auswahl einer Stichprobe unter den Einführern

Damit die Kommission über die Notwendigkeit einer
Stichprobenauswahl entscheiden und gegebenenfalls
eine Stichprobe bilden kann, werden alle unabhängigen
Einführer bzw. die in ihrem Namen handelnden Vertreter
aufgefordert, binnen der unter Nummer 6 Buchstabe b)
Ziffer i) gesetzten Frist mit der Kommission Kontakt auf-
zunehmen und folgende Angaben zu ihren Unternehmen
in einer vertraulichen und einer nicht vertraulichen Fas-
sung zu übermitteln:

— Name, Postanschrift, E-Mail-Anschrift, Telefon-, Fax-
und/oder Telexnummer, Kontaktperson;

— Gesamtumsatz des Unternehmens (in EUR) in der
Zeit vom 1. April 2001 bis zum 31. März 2002;

— Gesamtzahl der Beschäftigten;

— genaue Tätigkeiten des Unternehmens in Bezug auf
die betroffene Ware;

— Volumen (in Stück) und Wert (in EUR) der Einfuhren
der betroffenen Ware mit Ursprung in Indien in die
Gemeinschaft vom 1. April 2001 bis zum 31. März
2002 sowie der entsprechenden Weiterverkäufe auf
dem Gemeinschaftsmarkt in diesem Zeitraum;

— Namen und genaue Tätigkeiten aller verbundenen
Unternehmen (1), die an Herstellung und/oder Ver-
kauf der betroffenen Ware beteiligt sind;

— sonstige sachdienliche Angaben, die der Kommission
bei der Auswahl der Stichprobe nützlich sein könn-
ten;

— Erklärung, ob das/die Unternehmen bereit ist/sind, in
die Stichprobe einbezogen zu werden und dann ei-
nen Fragebogen zu beantworten und einem Kontroll-
besuch in seinen/ihren Betrieben zuzustimmen.

Ferner wird die Kommission Kontakt mit den ihr be-
kannten Verbänden von Einführern aufnehmen, um die
Informationen einzuholen, die sie für die Auswahl der
Stichprobe unter den Einführern als notwendig erachtet.

ii) Endgültige Auswahl der Stichprobe

Alle sachdienlichen Angaben zur Auswahl der Stich-
probe sind von den interessierten Parteien innerhalb
der unter Nummer 6 Buchstabe b) Ziffer i) gesetzten
Frist zu übermitteln.

Die Kommission beabsichtigt, die endgültige Auswahl
der Stichprobe zu treffen, nachdem sie diejenigen betrof-
fenen Parteien konsultiert hat, die sich bereit erklären, in
die Stichprobe einbezogen zu werden.

Die in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen müs-
sen innerhalb der unter Nummer 6 Buchstabe b) Ziffer ii)
gesetzten Frist einen Fragebogen beantworten und an der
Untersuchung mitarbeiten.

Bei unzureichender Mitarbeit trifft die Kommission ihre
Feststellungen gemäß Artikel 27 Absatz 4 und Artikel 28
der Grundverordnung auf der Grundlage der verfügbaren
Informationen.

b) Fragebogen

Die Kommission wird dem Wirtschaftszweig der Gemein-
schaft und den Herstellerverbänden in der Gemeinschaft,
den Ausführern/Herstellern in Indien, den Verbänden von
Ausführern/Herstellern, den in die Stichprobe einbezogenen
Einführern und den Verbänden von Einführern, die im An-
trag genannt sind, sowie den Behörden des betroffenen Aus-
fuhrlandes Fragebogen zusenden, um die für ihre Unter-
suchung als notwendig erachteten Informationen einzuho-
len.

In jedem Fall werden alle interessierten Parteien aufgefor-
dert, umgehend, spätestens jedoch innerhalb der unter
Nummer 6 Buchstabe a) Ziffer i) gesetzten Frist, bei der
Kommission per Fax nachzufragen, ob sie im Antrag ge-
nannt sind, und gegebenenfalls einen Fragebogen anzufor-
dern, da für sie ebenfalls die unter Nummer 6 Buchstabe a)
Ziffer ii) gesetzte Frist gilt.

c) Einholung von Informationen und Anhörungen

Alle interessierten Parteien werden aufgefordert, unter Vor-
lage sachdienlicher Beweise ihren Standpunkt darzulegen
und gegebenenfalls auch andere Informationen als die Ant-
worten auf den Fragebogen zu übermitteln. Diese Angaben
müssen zusammen mit den entsprechenden Nachweisen in-
nerhalb der unter Nummer 6 Buchstabe a) Ziffer ii) gesetz-
ten Frist bei der Kommission eingehen.
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Die Kommission kann die interessierten Parteien außerdem
anhören, sofern die Parteien dies beantragen und nachwei-
sen, dass besondere Gründe für ihre Anhörung sprechen.
Entsprechende Anträge sind innerhalb der unter Nummer
6 Buchstabe a) Ziffer iii) gesetzten Frist zu stellen.

5.2 Verfahren zur Prüfung des Interesses der Gemeinschaft

In dem Fall, in dem sich die Behauptungen zur Subventionie-
rung und der dadurch verursachten Schädigung als zutreffend
erweisen sollten, ist gemäß Artikel 31 der Grundverordnung zu
prüfen, ob die Einführung von Antisubventionsmaßnahmen
dem Interesse der Gemeinschaft nicht zuwiderläuft. Zu diesem
Zweck können sich der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft, die
Einführer und ihre repräsentativen Verbände, repräsentative
Verwender und repräsentative Verbraucherorganisationen, die
nachweisen können, dass ein objektiver Zusammenhang zwi-
schen ihrer Tätigkeit und der betroffenen Ware besteht, inner-
halb der unter Nummer 6 Buchstabe a) Ziffer ii) gesetzten
allgemeinen Fristen melden und der Kommission Informatio-
nen übermitteln. Die Parteien, die entsprechend dem vorstehen-
den Satz vorgehen, können innerhalb der unter Nummer 6
Buchstabe a) Ziffer iii) gesetzten Frist eine Anhörung beantra-
gen, wobei sie die besonderen Gründe für diese Anhörung
darlegen müssen. Gemäß Artikel 31 der Grundverordnung
übermittelte Informationen werden nur berücksichtigt, wenn
sie zum Zeitpunkt ihrer Übermittlung durch Beweise belegt
sind.

6. Fristen

a) Allgemeine Fristen

i) Anforderung eines Fragebogens durch die Parteien

Alle interessierten Parteien sollten umgehend, spätestens
jedoch binnen 15 Tagen nach Veröffentlichung dieser
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften, einen Fragebogen anfordern.

ii) Kontaktaufnahme und Übermittlung der Antworten auf
die Fragebogen und sonstiger Informationen durch die
Parteien

Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen die interes-
sierten Parteien binnen 40 Tagen nach Veröffentlichung
dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften mit der Kommission Kontakt aufnehmen,
ihren Standpunkt darlegen und ihre Antworten auf den
Fragebogen sowie sonstige Informationen übermitteln,
wenn diese Angaben bei der Untersuchung berücksich-
tigt werden sollen. Es wird darauf hingewiesen, dass die
Wahrnehmung der meisten in der Grundverordnung
verankerten Verfahrensrechte voraussetzt, dass sich die
betreffende Partei innerhalb der vorgenannten Frist mel-
det.

In eine Stichprobe einbezogene Unternehmen müssen
ihre Antworten auf den Fragebogen innerhalb der unter
Nummer 6 Buchstabe b) Ziffer ii) gesetzten Frist über-
mitteln.

iii) Anhörungen

Innerhalb der vorgenannten Frist von 40 Tagen können
die interessierten Parteien auch einen Antrag auf Anhö-
rung durch die Kommission stellen.

b) Besondere Frist für die Stichprobenauswahl

i) Alle für die Auswahl der Stichprobe relevanten Angaben
müssen binnen 15 Tagen nach Veröffentlichung dieser
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften bei der Kommission eingehen, da die Kommis-
sion beabsichtigt, die betroffenen Parteien, die sich bereit
erklären, in die Stichprobe einbezogen zu werden, bin-
nen 21 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekannt-
machung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
zur endgültigen Auswahl der Stichprobe zu konsultieren.

ii) Die Antworten der in eine Stichprobe einbezogenen Par-
teien auf den Fragebogen müssen binnen 37 Tagen,
nachdem diese Parteien über ihre Einbeziehung in Kennt-
nis gesetzt wurden, bei der Kommission eingehen.

7. Schriftliche Stellungnahmen, Antworten auf die Fra-
gebogen und Schriftwechsel

Alle Stellungnahmen und Anträge der interessierten Parteien
sind schriftlich (nicht in elektronischer Form, sofern nichts
anderes bestimmt ist) unter Angabe des Namens, der Post-
anschrift, der E-Mail-Anschrift, der Telefon-, der Fax- und/oder
der Telexnummer der interessierten Partei einzureichen.

Anschrift der Kommission:

Europäische Kommission
Büro TERV — 0/13
B-1049 Brüssel
Fax (32-2) 295 65 05
Telex COMEU B 21877.

8. Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit

Verweigert eine interessierte Partei den Zugang zu den erfor-
derlichen Informationen oder erteilt sie sie nicht innerhalb der
gesetzten Fristen oder behindert sie erheblich die Unter-
suchung, so können gemäß Artikel 28 der Grundverordnung
vorläufige oder endgültige positive oder negative Feststellungen
auf der Grundlage der verfügbaren Informationen getroffen
werden.

Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre oder
irreführende Informationen vorgelegt hat, so werden diese In-
formationen nicht berücksichtigt und die verfügbaren Informa-
tionen können zugrunde gelegt werden.

9. Zeitplan für die Untersuchung

Gemäß Artikel 11 Absatz 9 der Grundverordnung ist die Un-
tersuchung binnen 13 Monaten nach der Veröffentlichung die-
ser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf-
ten abzuschließen. Gemäß Artikel 12 Absatz 1 der Grundver-
ordnung sind etwaige vorläufige Maßnahmen binnen neun Mo-
naten nach der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften einzuführen.
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.2819 — Canal Isabel II/Hidroeléctrica del Cantábrico)

(2002/C 116/04)

(Text von Bedeutung für den EWR)

1. Am 8. Mai 2002 ist die Anmeldung eines Zusammenschlussvorhabens gemäß Artikel 4 der Verord-
nung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1310/97 (2), bei
der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Die Unternehmen Canal Isabel II („CYII“),
das der Region Madrid angehört, und Hidroeléctrica del Cantábrico SA („HC“), das von Electricidade de
Portugal SA, („EDP“), Energie Baden-Württemberg Aktiengesellschaft („EnBW“) und Caja de Ahorras de
Asturias („Cajastur“) kontrolliert wird, erwerben im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) der
genannten Verordnung die gemeinsame Kontrolle über ein neu gegründetes Gemeinschaftsunternehmen
durch Aktienkauf.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— CYII: Bereitstellung von Wasser, Abwasserreinigung;

— HC: Erzeugung, Verteilung und Vertrieb von Elektrizität;

— Gemeinschaftsunternehmen: Erzeugung, Verteilung und Vertrieb von Elektrizität in der Region Madrid.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass der angemeldete Zusammenschluss
unter die Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 fällt. Ihre endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie
sich allerdings vor.

4. Alle interessierten Unternehmen oder Personen können bei der Kommission zu diesem Vorhaben
Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens zehn Tage nach dem Datum dieser Veröffent-
lichung eingehen. Sie können der Kommission durch Telefax (Nr. (32-2) 296 43 01 oder 296 72 44) oder
auf dem Postweg, unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.2819 — Canal Isabel II/Hidroeléctrica del
Cantábrico, an folgende Anschrift übermittelt werden:

Europäische Kommission,
Generaldirektion Wettbewerb,
Direktion B — Task Force Fusionskontrolle,
J-70,
B-1049 Brüssel.
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.2796 — Siemens/Aerolas/JV)

(2002/C 116/05)

(Text von Bedeutung für den EWR)

1. Am 3. Mai 2002 ist die Anmeldung eines Zusammenschlussvorhabens gemäß Artikel 4 der Verord-
nung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1310/97 (2), bei
der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das Unternehmen Siemens Dematic AG,
eine 100%ige Tochter der Siemens AG, erwirbt im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) der
genannten Verordnung die gemeinsame Kontrolle über das Unternehmen Aerolas GmbH, an dem bereits
Strategic European Technologies („SET“), 3i Group plc („3i“) und die Bayerische Beteiligungsgesellschaft
mbH („BayBG“) Mitkontrolle haben, durch Kauf von Anteilsrechten und Erwerb von Vetorechten.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— Siemens Dematic: Automatisierungslösungen, Produktion von Bestückungsautomaten;

— SET: Internationaler Wagniskapitalfonds für Technologieunternehmen;

— 3i: Wagniskapitalgesellschaft;

— BayBG: Wagniskapital und Beteiligungen;

— Aerolas: Entwicklung, Produktion und Vertrieb von Luftlagern.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass der angemeldete Zusammenschluss
unter die Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 fällt. Ihre endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie
sich allerdings vor.

4. Alle interessierten Unternehmen oder Personen können bei der Kommission zu diesem Vorhaben
Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens zehn Tage nach dem Datum dieser Veröffent-
lichung eingehen. Sie können der Kommission durch Telefax (Nr. (32-2) 296 43 01 oder 296 72 44) oder
auf dem Postweg, unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.2796 — Siemens/Aerolas/JV, an folgende
Anschrift übermittelt werden:

Europäische Kommission,
Generaldirektion Wettbewerb,
Direktion B — Task Force Fusionskontrolle,
J-70,
B-1049 Brüssel.
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.2795 — NOK/Watt)

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall

(2002/C 116/06)

(Text von Bedeutung für den EWR)

1. Am 7. Mai 2002 ist die Anmeldung eines Zusammenschlussvorhabens gemäß Artikel 4 der Verord-
nung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1310/97 (2), bei
der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das Unternehmen Nordostschweizerische
Kraftwerke („NOK“), Schweiz, erwirbt im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) der genannten
Verordnung die alleinige Kontrolle über das Schweizer Unternehmen Watt AG („Watt“) durch Aktienkauf.
NOK und E.ON, Deutschland, haben vor dem Zusammenschlussvorhaben gemeinsam Watt kontrolliert.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— NOK: Erzeugung, Verteilung und Verkauf von Elektrizität; Handel mit Elektrizität; Ingenieur-Dienst-
leistungen;

— Watt: Holding-Unternehmen mit Beteiligungen hauptsächlich an Unternehmen der Elektrizitätswirt-
schaft.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass der angemeldete Zusammenschluss in
den Anwendungsbereich der Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 fällt. Ihre endgültige Entscheidung zu diesem
Punkt behält sie sich jedoch vor. Im Sinne der Bekanntmachung der Kommission über ein vereinfachtes
Verfahren für bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates (3)
kommt dieser Fall für das dort beschriebene Verfahren in Betracht.

4. Alle interessierten Unternehmen oder Personen können bei der Kommission zu diesem Vorhaben
Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens zehn Tage nach dem Datum dieser Veröffent-
lichung eingehen. Sie können der Kommission durch Telefax (Nr. (32-2) 296 43 01 oder 296 72 44) oder
auf dem Postweg, unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.2795 — NOK/Watt an folgende Anschrift
übermittelt werden:

Europäische Kommission,
Generaldirektion Wettbewerb,
Direktion B — Task Force Fusionskontrolle,
J-70,
B-1049 Brüssel.
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Stellungnahme des Beratenden Ausschusses für die Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüs-
sen, abgegeben auf der 97. Sitzung vom 25. Juni 2001, zu dem Entwurf einer Entscheidung in der

Sache COMP/M.2314 — BASF/Pantochim/Eurodiol

(2002/C 116/07)

(Text von Bedeutung für den EWR)

1. Der Beratende Ausschuss stimmt mit der Kommission darin
überein, dass das angemeldete Vorhaben einen Zusammen-
schluss im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) der
Fusionskontrollverordnung darstellt und gemeinschaftsweite
Bedeutung gemäß Artikel 1 Absatz 3 der Fusionskontroll-
verordnung hat.

2. Der Beratende Ausschuss stimmt mit der Kommission darin
überein, dass hinsichtlich der relevanten Produktmärkte zwi-
schen

a) Phthalsäureanhydrid (PA),

b) Phthalaten,

c) Butandiol (BDO),

d) Gamma-Butyrolacton (GBL),

e) N-Methypyrrolidon (NMP) und

f) Tetrahydrofuran (THF)

zu unterscheiden ist.

3. Der Beratende Ausschuss stimmt mit der Definition der
Kommission für die räumlich relevanten Märkte für

a) Phthalsäureanhydrid (PA),

b) Phthalaten,

c) Butandiol (BDO),

d) Gamma-Butyrolacton (GBL),

e) N-Methypyrrolidon (NMP) und

f) Tetrahydrofuran (THF)

überein.

4. Der Beratende Ausschuss stimmt mit der im Entscheidungs-
entwurf dargelegten Sicht der Kommission überein, dass der
Zusammenschluss nicht zu wettbewerblichen Bedenken,
aufgrund deren der Wettbewerb innerhalb des Gemein-
samen Marktes und das Funktionieren des EWR-Abkom-
mens wesentlich beeinträchtigt würden, auf den betrachte-
ten räumlichen Märkten für

a) Phthalsäureanhydrid (PA) und

b) Phthalaten

führen wird.

5. Der Beratende Ausschuss stimmt mit der im Entscheidungs-
entwurf dargelegten Sicht der Kommission überein, dass der
Zusammenschluss weder zu einer alleinigen marktbeherr-
schenden Stellung von BASF noch zu einer gemeinsamen
marktbeherrschenden Stellung von BASF und ISP auf dem
Markt für BDO führen wird, aufgrund deren der Wett-
bewerb innerhalb des Gemeinsamen Marktes und das Funk-
tionieren des EWR-Abkommens wesentlich beeinträchtigt
würden.

6. Der Beratende Ausschuss stimmt mit der Kommission über-
ein, dass das Zusammenschlussvorhaben zu einer alleinigen
marktbeherrschenden Stellung, aufgrund deren der Wett-
bewerb innerhalb des Gemeinsamen Marktes und das Funk-
tionieren des EWR-Abkommens wesentlich beeinträchtigt
werden, auf den betrachteten räumlichen Märkten für

a) Gamma-Butyrolacton (GBL),

b) N-Methypyrrolidon (NMP) und

c) Tetrahydrofuran (THF)

führen wird.

7. Die Mehrheit des Beratenden Ausschusses stimmt mit der
Kommission darin überein, dass unter den Gegebenheiten
des vorliegenden Falles die Bedingungen für die Anwendung
des Konzepts der „Sanierungsfusion“ erfüllt werden und das
Zusammenschlussvorhaben für vereinbar mit dem Gemein-
samen Markt und dem Funktionieren des EWR-Abkommens
erklärt werden kann.

Eine Minderheit widerspricht.

8. Der Beratende Ausschuss ersucht die Kommission, weitere
während der Diskussion vorgebrachte Punkte zu berücksich-
tigen.

9. Der Beratende Ausschuss empfiehlt die Veröffentlichung sei-
ner Stellungnahme im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften.
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Abschlussbericht des Anhörungsbeauftragten in der Sache COMP/M.2314 — BASF/Pantochim/
Eurodiol

(erstellt gemäß Artikel 15 des Beschlusses (K(2001) 1461/3 endg.) der Kommission vom 23. Mai
2001 über das Mandat von Anhörungsbeauftragten in bestimmten Wettbewerbsverfahren)

(2002/C 116/08)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Der Entscheidungsentwurf gibt bezüglich des Anhörungsrechts keinen Anlass zu besonderen Bemerkungen.
Das Verfahren verlief in seiner schriftlichen Phase normal. Eine mündliche Anhörung wurde nicht bean-
tragt. Keines der beteiligten Unternehmen machte auf Probleme verfahrensrechtlicher Art aufmerksam.

Brüssel, den 18. Juni 2001.

Helmuth SCHRÖTER
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung zu „Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss“

(Sache COMP/M.1855 — Singapore Airlines/Virgin Atlantic)

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften C 110 vom 7. Mai 2002)

(2002/C 116/09)

Auf Seite 8, erster Absatz:

statt: „Am 23. März 2002 . . .“,

muss es heißen: „Am 23. März 2000 . . .“.
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